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Für die Beurteilung geeigneter Standorte aus Sicht der Bodendenkmalpflege 

innerhalb des dargestellten Planungsraums werden in nachfolgenden Planungs- und 

Genehmigungsverfahren detaillierte Informationen auch hinsichtlich der Erschließung 

und Zuwegung erforderlich sein. 

 

Der ungestörte Erhalt der Bodendenkmäler vor Ort liegt im Interesse der 

Allgemeinheit (Art. 1 BayDSchG). Für die Errichtung von Windenergieanlagen sollen 

primär Standorte gesucht werden, bei denen Bodendenkmäler nicht von einer 

Überplanung und einer ggf. daraus resultierenden Zerstörung betroffen sind 

(Vollzugsschreiben des StMWK vom 28.08.2023, Az. K.4-K5111.1/4/314). 

 

Die Errichtung von Windkraftanlagen innerhalb bekannter Bodendenkmäler ist 

deshalb zu vermeiden. Bei der Prüfung möglicher Vorrangflächen sind 

Denkmalflächen als Ausschlussgebiete zu kennzeichnen. 

Es ist erforderlich, die genannten Bodendenkmäler nachrichtlich in der markierten 

Ausdehnung in den Bebauungsplan zu übernehmen, in der Begründung aufzuführen 

sowie auf die besonderen Schutzbestimmungen hinzuweisen (gem. § 5 Abs. 4, § 9 Abs. 

6 BauGB) und im zugehörigen Kartenmaterial ihre Lage und Ausdehnung zu 

kennzeichnen (Anlage PlanZV, Nr. 14.2-3). 

Eine Orientierungshilfe zum derzeit bekannten Denkmalbestand bietet der öffentlich 

unter http://www.denkmal.bayern.de zugängliche Bayerische Denkmal-Atlas. 

Darüber hinaus stehen die digitalen Denkmaldaten für Fachanwender als Web Map 

Service (WMS) zur Verfügung und können so in lokale Geoinformationssysteme 

eingebunden werden. Die URL dieses Geowebdienstes lautet: 

https://geoservices.bayern.de/wms/v1/ogc_denkmal.cgi  

Bitte beachten Sie, dass es sich bei o. g. URL nicht um eine Internetseite handelt, 

sondern um eine Schnittstelle, die den Einsatz entsprechender Software erfordert.  

Wir bitten Sie folgenden Text in den Festsetzungen, auf dem Lageplan und ggf. in den 

Umweltbericht zu übernehmen: 

Im Bereich von Bodendenkmälern sind alle Eingriffe gem. Art. 7 Abs. 1 Satz 1 

erlaubnispflichtig. Die Errichtung, Veränderung oder Beseitigung von 

http://www.denkmal.bayern.de/
https://geoservices.bayern.de/wms/v1/ogc_denkmal.cgi
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Windenergieanlagen bedarf auch der Erlaubnis, sofern sie sich auf den Bestand 

eines Bodendenkmals auswirken kann (Art. 7 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2). Die Erlaubnis ist 

in einem eigenständigen Verfahren bei der zuständigen Unteren 

Denkmalschutzbehörde zu beantragen.  

Im Falle eines Verfahrens mit konzentrierender Wirkung sind die Belange der 

Bodendenkmalpflege in fachlich hinreichender Form abzubilden. Im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens wird das BLfD die fachlichen Anforderungen formulieren.  

Bitte beachten Sie die folgenden Hinweise: 

- Bodendenkmäler können nicht nur am Standort der Windkraftanlage selbst, sondern 

auch durch die nötigen Leitungstrassen und Zuwegungen und den Bau derselben in 

ihrer Erhaltung erheblich betroffen sein. Rodungen im Vorfeld der Baumaßnahme 

bedürfen wegen der damit verbundenen Erdarbeiten ebenfalls der Erlaubnis. 

- Zudem können sich Bodeneingriffe auf den Bestand weiterer bisher unerkannter 

Bodendenkmäler im Nahbereich und Umfeld der genannten Bodendenkmäler / in 

topographischer siedlungsgünstiger Lage auswirken. Bodeneingriffe bedürfen daher 

auch hier der Absprache mit den Denkmalbehörden. 

- Sollte nach Abwägung aller Belange im Fall der oben genannten Planung keine 

Möglichkeit bestehen, Bodeneingriffe in Denkmalbestand durch Umplanung 

vollständig oder in großen Teilen zu vermeiden, muss eine vorherige 

wissenschaftliche Untersuchung, Bergung und Dokumentation (d. h. Ausgrabung) im 

Auftrag der Vorhabenträger durchgeführt werden. Zur Kostentragung verweisen wir 

auf Art. 7 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023. 

- Archäologische Ausgrabungen können abhängig von Art und Umfang der 

Bodendenkmäler einen erheblichen Umfang annehmen und müssen frühzeitig 

geplant werden. Hierbei sind Vor- und Nachbereitung aller erforderlichen 

wissenschaftlichen Untersuchungen zu berücksichtigen. Die aktuellen fachlichen 

Grundlagen für Durchführung und Dokumentation archäologischer Ausgrabungen 

finden Sie unter  

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuv

orgaben_april_2020.pdf. 

- Im Bereich bekannter Bodendenkmäler ist darüber hinaus der Einsatz technischer 

Ortungsgeräte, die geeignet sind, Denkmäler im Erdreich aufzufinden (z. B. 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
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Im Einzelfall können sich aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-

kehrs auch weitergehende Anforderungen ergeben, z. B. bezüglich Ablenkungsge-

fahr oder Eiswurf. 

 

2. Eiswurf im Straßenrecht 

Bei WEA, die in der Nähe von Verkehrswegen errichtet und betrieben werden sol-

len, sind besondere Anforderungen wegen der Gefahr des Eiswurfs zu beachten 

(vgl. Beitrag zum Eiswurf). Es ist darauf zu achten, dass im Falle einer danach ge-

gebenenfalls erforderlichen gutachterlichen Stellungnahme auch eine gutachterli-

che Bewertung des individuellen und kollektiven Eiswurfrisikos für die Verkehrsteil-

nehmer im konkreten Einzelfall vorgelegt wird. 

 

3. Zufahrten 

Die Nutzung oder Errichtung von Baustellen- oder Behelfsabfahrten an Bundesau-

tobahnen zum Transport von Anlagenteilen einer WEA zu dem vorgesehenen 

Standort stellen eine Sondernutzung im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 FStrG dar. 

Diese Sondernutzung bedarf der Erlaubnis der Autobahn GmbH des Bundes. Da-

für sind in Bayern je nach Zuständigkeitsbereich die Niederlassung Nordbayern o-

der die Niederlassung Südbayern der Autobahn GmbH des Bundes zuständig. 

Darüber hinaus kann aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht für die Durchführung 

von Großraum- oder Schwertransporten eine Erlaubnis nach § 29 Abs. 3 der Stra-

ßenverkehrs-Ordnung (StVO) und für das Ausfahren von der Bundesautobahn 

über eine nichtöffentliche Anschlussstelle eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 

18 Abs. 10 StVO erforderlich sein. Die Erlaubnis nach § 29 Abs. 3 StVO erteilt die 

nach § 47 Abs. 1 Satz 3 StVO zuständige Straßenverkehrsbehörde; für die Aus-

nahmegenehmigung nach § 18 Abs. 10 StVO ist die Autobahn GmbH des Bundes 

zuständig (§ 46 Abs. 2a Satz 1 Nr. 1 StVO, § 44a Abs. 3 Satz 1 StVO i.V.m. § 4 

Abs. 2 Fernstraßen-Bundesamt-Errichtungsgesetz, § 1 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2 

der Verordnung über die Beleihung der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 

Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes). Die Richtlinien für Großraum- und 

Schwertransporte sind zu beachten. Neben der Erlaubnis nach § 29 Abs. 3 oder 

der Ausnahmegenehmigung nach § 18 Abs. 10 StVO ist keine gesonderte Son-

dernutzungserlaubnis erforderlich (§ 8 Abs. 6 Satz 1 FStrG).
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Im Auftrag 

 

Czock 



























Ich gebe hierzu bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage folgende Stel- 

lungnahme ab: 

Durch die Vorhaben 2. Änderung des FNP der Gemeinde Geltendorf werden 

Belange der Bundeswehr berührt und beeinträchtigt. 

Das Planungsgebiet befindet sich ca. 14 km östlich des Flugplatzbezugs- 

punktes des NATO-Flugplatz Lechfeld. 

Der FNP hat direkten Einfluss auf die Minimum Vectoring Altitude 

(MVA=Kursführungsmindesthöhe). Die Fläche befindet sich im Bereich des 

MVA unterhalb des Sektors SLO1. 

Die maximale Bauhöhe beträgt in diesem Bereich 816 m über NHN. 

Auch verläuft die Produktenfernleitung Aalen-Unterpfaffenhofen durch das 

Planungsgebiet. Die Produktenfernleitung ist bereits dankenswerter Weise 

in den Unterlagen dargestellt. 

Näheres zu den Auflagen zur Produktenfernleitung entnehmen Sie bitte der 

beigefügten Stellungnahme meiner Erfüllungsgehilfin, der FBG mbH, wel- 

cher ich mich vollumfänglich anschließe. 

Ich kann daher der 2. Änderung des FNP (sachliche Teil-Flächennutzungs- 
planänderung Windenergie) der Gemeinde Geltendorf, bei Einhaltung einer 

maximalen Bauwerkshöhe von 816 m über NHN und der Beachtung der Auf- 

lagen durch die Produktenfernleitung, aus militärischer Sicht meine Zustim- 

mung in Aussicht stellen. 

Ich bitte um weitere Beteiligung im Verfahren unter Angabe meines o.a. Ak- 

tenzeichens. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag




























































